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Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatspräsident 

Dr. Blaschek sowie die Hofräte Dr. Kleiser und Dr. Fasching als Richter, unter 

Mitwirkung der Schriftführerin Mag.a Kienesberger, über die Revision des M H 

in I, vertreten durch Dr. Manfred Schiffner, Rechtsanwalt in 

8054 Seiersberg-Pirka, Haushamer Straße 2, gegen das Erkenntnis des 

Bundesverwaltungsgerichts vom 27. November 2020, 

Zl. L525 2153489-1/25E, betreffend eine Angelegenheit nach dem AsylG 2005 

(belangte Behörde vor dem Verwaltungsgericht: Bundesamt für Fremdenwesen 

und Asyl), den Beschluss gefasst: 

Die Revision wird zurückgewiesen. 

Begründung: 

1 Mit dem angefochtenen Erkenntnis wies das Bundesverwaltungsgericht 

(BVwG) - nach Durchführung einer mündlichen Verhandlung - in der Sache 

einen Antrag auf internationalen Schutz zur Gänze ab, erteilte keinen 

Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen Gründen, erließ eine 

Rückkehrentscheidung gegen den Revisionswerber, stellte die Zulässigkeit der 

Abschiebung nach Bangladesch fest, legte eine Frist für die freiwillige Ausreise 

fest und sprach aus, dass die Revision nicht zulässig sei. 

2 Der Verfassungsgerichtshof lehnte mit Beschluss vom 18. Jänner 2021, 

E 58/2021-5, die Behandlung der dagegen erhobenen Beschwerde ab und trat 

diese gemäß Art. 144 Abs. 3 B-VG dem Verwaltungsgerichtshof zur 

Entscheidung ab. 

3 Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes 

die Revision zulässig, wenn sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der 

grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 

Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet 

wird. 
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4 Nach § 34 Abs. 1 VwGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegens der 

Voraussetzungen des Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zur Behandlung eignen, ohne 

weiteres Verfahren in nichtöffentlicher Sitzung mit Beschluss zurückzuweisen. 

5 Nach § 34 Abs. 1a VwGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung 

der Zulässigkeit der Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG an den Ausspruch 

des Verwaltungsgerichtes gemäß § 25a Abs. 1 VwGG nicht gebunden. Die 

Zulässigkeit einer außerordentlichen Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG hat 

der Verwaltungsgerichtshof im Rahmen der dafür in der Revision 

vorgebrachten Gründe (§ 28 Abs. 3 VwGG) zu überprüfen. 

6 Nach der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes soll sich das 

Revisionsmodell nach dem Willen des Verfassungsgesetzgebers an der 

Revision nach den §§ 500 ff ZPO orientieren (vgl. RV 1618 

BlgNR 24. GP, 16). Ausgehend davon ist der Verwaltungsgerichtshof als 

Rechtsinstanz tätig, zur Überprüfung der Beweiswürdigung ist er im 

Allgemeinen nicht berufen. Auch kann einer Rechtsfrage nur dann 

grundsätzliche Bedeutung zukommen, wenn sie über den konkreten Einzelfall 

hinaus Bedeutung besitzt. Eine Rechtsfrage grundsätzlicher Bedeutung im 

Zusammenhang mit der Beweiswürdigung liegt nur dann vor, wenn das 

Verwaltungsgericht die im Einzelfall vorgenommene Beweiswürdigung in 

einer die Rechtssicherheit beeinträchtigenden, unvertretbaren Weise 

vorgenommen hat (vgl. für viele VwGH 11.12.2019, Ra 2019/01/0465, mwN). 

Eine derart krasse Fehlbeurteilung des BVwG wird in der Revision nicht 

dargetan, zumal der Bericht eines „Vertrauensanwaltes“ der freien 

Beweiswürdigung unterliegt und das BVwG die Unglaubwürdigkeit des 

Fluchtvorbringens nicht ausschließlich auf den Bericht des Vertrauensanwaltes 

stützte, sondern diesbezüglich in seinen beweiswürdigenden Erwägungen 

mehrere Argumente (zahlreiche Widersprüche, gefälschte Urkunden) ins 

Treffen führte (vgl. etwa VwGH 6.11.2020, Ra 2020/18/0311, mwN). 

7 Werden Verfahrensmängel als Zulassungsgründe ins Treffen geführt, so muss 

auch schon in der Zulässigkeitsbegründung die Relevanz dieser 

Verfahrensmängel dargelegt werden, weshalb also bei Vermeidung des 

Verfahrensmangels in der Sache ein anderes, für den Revisionswerber 
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günstigeres Ergebnis hätte erzielt werden können. Die Relevanz der geltend 

gemachten Verfahrensfehler ist in konkreter Weise, also fallbezogen, 

darzulegen (vgl. für viele VwGH 27.7.2020, Ra 2020/01/0130, mwN; zur 

Verletzung des Parteiengehörs vgl. etwa VwGH 10.2.2020, 

Ra 2020/01/0023, mwN).  

8 Soweit die Revision in der Zulässigkeitsbegründung vorbringt, dass die Frage, 

welche Ermittlungen von den Asylbehörden im Herkunftsstaat des Asylwerbers 

zu tätigen seien und wo diese ihre Grenzen fänden, nicht einheitlich 

beantwortet sei, ist sie auf die diesbezügliche ständige Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes zu verweisen. Demnach stehen eigenen hoheitlichen 

Ermittlungen der Asylbehörden im Herkunftsstaat des Asylwerbers allgemeine 

Prinzipien des Völkerrechts entgegen. Danach sind Staaten grundsätzlich 

verpflichtet, in fremden Hoheitsräumen keine Amtshandlungen ohne 

Genehmigung des Territorialstaates vorzunehmen. Dieser Grundsatz wird meist 

streng gehandhabt und gestattet nicht einmal eine hoheitliche Tätigkeit, die 

keine unmittelbare Auswirkung im Territorialstaat hat, z.B. polizeiliche 

Erhebungen oder amtliche Vorladungen. Ermittlungen, die diesen Prinzipien 

widersprechen, sind von den Ermittlungspflichten des § 18 AsylG 2005 daher 

nicht umfasst und den Asylbehörden auch nicht erlaubt (vgl. etwa 

VwGH 31.1.2019, Ra 2018/14/0220, mwN) 

9 In der Revision werden vor diesem Hintergrund keine Rechtsfragen 

aufgeworfen, denen im Sinne des Art. 133 Abs. 4 B-VG grundsätzliche 

Bedeutung zukäme. Die Revision war daher zurückzuweisen. 

10 Von der Durchführung der beantragten mündlichen Verhandlung vor dem 

Verwaltungsgerichtshof konnte gemäß § 39 Abs. 2 Z 1 VwGG abgesehen 

werden. 

W i e n ,  am 24. März 2021 

 


